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Unterichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu den am 27. Juni 1975 in Athen angenommenen Empfehiungen 
des Gemischten Pariamentarischen Ausschusses EWG-Griecheniand 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

in Kenntnis der vom Gemischten Parlamentarischen Ausschuß 
EWG-Griechenland während seiner IX. Tagung vom 25. bis 
27. Juni 1975 in Athen angenommenen Empfehlungen (Dok. 
180/75), 

in Kenntnis des Berichts des Assoziierungsausschusses und 
der Stellungnahme des Politischen Ausschusses (Dok, 351/75), 

1. stimmt den Grundsätzen der am 27. Juni 1975 vom Ge- 
mischten Parlamentarischen Ausschuß EWG-Griechenland 
angenommenen Empfehlungen zu; 

2. wendet sich in Hochachtung und Dankbarkeit an alle, die 
für die Wiederherstellung der Demokratie und der freiheit- 
lichen Grundrechte der Bürger in Griechenland gekämpft 
und gelitten haben; 

3. begrüßt den von allen politischen Kräften Griechenlands 
erklärten Willen zur Mitwirkung und Zusammenarbeit, um 
so innerhalb kürzester Frist politische und wirtschaftliche 
Lösungen zu finden, die es Griechenland ermöglichen, aus 
dem Stadium der Assoziation in das des Beitritts als gleich- 
berechtigten Mitglieds der Europäischen Gemeinschaft zu 
gelangen; 

4. schließt sich der Aufforderung des Gemischten Parlamenta- 
rischen Ausschusses EWG-Griechenland an den Rat und die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die griechi- 
sche Regierung und die Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft an, alle für den Beitritt Griechenlands zu 
den Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen Verfahren 
zu beschleunigen; 

hält eine offene und ausführliche Debatte über die wirt- 
schaftlichen und finanziellen Probleme für erforderlich, die 
durch den Beitrittsantrag Griechenlands sowohl auf grie- 
chischer als auch auf europäischer Seite entstehen; 

5. ist der Auffassung, daß im Hinblick auf den künftigen Bei- 
tritt Griechenlands zu den Europäischen Gemeinschaften 
die bisher zwischen den beiden Parteien geknüpften Ver- 
bindungen zu konsolidieren sind, und ist der Meinung, daß 
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die Assoziationsorgane entsprechend den neuen Zukunfts- 
aussichten und den sich im Hinblick auf den Beitritt Grie- 
chenlands ergebenden neuen Erfordernissen verstärkt tätig 
werden müssen; 

6. ist in Anbetracht der neuen politischen Realitäten und der 
neuen Zukunftsaussichten bezüglich der Entwicklung der 
Beziehungen zwischen beiden Seiten der Auffassung, daß 
es zu einer engeren und tiefergehenden ständigen poli- 
tischen Konsultation zwischen Griechenland und der EWG 
kommen sollte; 

7. äußert seine Besorgnis darüber, daß während der im Sep- 
tember dieses Jahres vorgesehenen Verhandlungen kein 
Fortschritt in bezug auf das Zypern-Problem gemacht und 
insbesondere keine Lösung für das Schicksal der Flücht- 
linge gefunden wurde und wiederholt, daß es sich der Er- 
klärung anschließt, die von der Konferenz der Außenmini- 
ster der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in der Sitzung 
vom 13. Februar 1975 angenommen wurde; 

8. ersucht den Rat und die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften darum, sich verstärkt dafür einzusetzen, daß 
im Rahmen von Verhandlungen eine Lösung dieser Pro- 
bleme auf der Grundlage der Entschließung der Vereinten 
Nationen und unter Wahrung der Souveränität, der Unab- 
hängigkeit und der territorialen Integrität Zyperns, das wie 
Griechenland und die Türkei mit der Gemeinschaft assozi- 
iert ist, gefunden wird; 

9. weist auf die bemerkenswerte Zunahme des Handels zwi- 
schen den beiden Partnern seit Inkrafttreten des Assoziie- 
rungsabkommens und die defizitäre Lage der griechischen 
Handelsbilanz gegenüber der EWG hin; stellt jedoch mit 
Genugtuung fest, daß dieses Defizit im Abnehmen begrif- 
fen ist; 

10. unterstreicht die Notwendigkeit, daß größte Bemühungen 
um eine Modernisierung der griechischen Landwirtschaft 
unternommen werden, damit sie sich in den Agrarmarkt 
der Gemeinschaft einfügen kann; 

11. hält es für zweckmäßig, daß sich die derzeitige Tendenz zu 
einer Diversifizierung der griechischen Ausfuhren noch 
weiter entwickelt; 

12. wünscht, daß das am 28. April 1975 Unterzeichnete Zusatz- 
protokoll rasch ratifiziert wird und so bald wie möglich in 
Kraft tritt; 

13. begrüßt die Anwendung des am 1. Juli 1975 zustande ge- 
kommenen Interimsabkommens, das die vorzeitige Anwen- 
dung der Handelsbestimmungen des Zusatzprotokolls er- 
möglichen soll; 

14. begrüßt die während der Tagung des Assoziationsrates 
vom 28. Juli 1975 in Athen erzielten Ergebnisse in bezug 
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auf die Harmonisierung der Agrarpolitiken und wünscht, 
daß die demnächst stattfindenden Konsultationen zwischen 
Griechenland und der EG zu konkreten Ergebnissen führen, 
die die Lösung der durch das Beitrittsersuchen Griechen- 
lands gestellten Probleme erleichtern; 

15. nimmt mit Genugtuung die Fortschritte zur Kenntnis, die 
im Handel zwischen den beiden Seiten und beim schritt- 
weisen Abbau der Zölle in den im Assoziierungsabkommen 
vorgesehenen Sektoren gemacht wurden; seit 1. November 
1974 wurde nämlich durch den Zollabbau bereits eine Zoll- 
union für zwei Drittel des Warenaustauschs geschaffen; 

16. begrüßt die Bemühungen um eine rasche Verwendung des 
Restbetrages aus dem ersten Finanzprotokoll und hofft, daß 
es so rasch wie möglich zur Unterzeichnung eines neuen 
Protokolls kommt; 

17. fordert die zuständigen Stellen der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf, es über die Probleme zu infor- 
mieren, die sich im Zusammenhang mit der Auswanderung 
der griechischen Arbeitnehmer in die Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaften stellen; 

18. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften, dem griechischen Parlament, den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie 
der griechischen Regierung zu übermitteln. 
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